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Sonstiges Sondergebiet gem. § 11 (3)  BauNVO
Zweckbestimmung:   Sportzentrum

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestimmung:

Teilgebietsnummer, z.B. 1TG 1
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Mit Geh- und Fahrrechten zu  belastende Flächen 
§ 9 (1) 21 BauGB

St Umgrenzung von Flächen für Stellplätze gem. §9 (1) 4 und 22 BauGB

H/B = 500 / 841 (0.42m²) Allplan 2011

Verfahrensvermerke 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 
Die Gemeindevertretung hat am 26.11.2018 den Einleitungsbeschluss zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 13 „Stoppelwiesen“ gefasst. Der Einleitungsbeschluss wurde gem. § 2 Abs. 1 
BauGB am 02.01.2019 bekannt gemacht. 

Öffentliche Auslegung 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Edermünde hat in ihrer Sitzung am 00.00.2019 dem Ent-
wurf des Bebauungsplanes Nr. 13 „Stoppelwiesen“ mit örtlichen Bauvorschriften und der Begrün-
dung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und 
Dauer der Auslegung wurden am 00.00.2019 öffentlich bekannt gegeben. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes hat mit Begründung einschließlich Umweltbericht, sowie bereits vorliegenden wesentl i-
chen umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 00.00.2019 bis 00.00.2019 gem. § 3 Abs. 
2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Satzungsbeschluss 
Nach Prüfung der Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB hat die Gemeindevertretung den Bebau-
ungsplan Nr. 13 „Stoppelwiesen“ mit örtlichen Bauvorschriften und Begründung in ihrer Sitzung am 
00.00.2019 als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen. 

 
Edermünde, den __ ___ ___ ___ ___ ___  __ __ ____ __ ____ ___ ___ ___ ___ _ 
 Bürgermeister 

 
Ausfertigungsvermerk 
Die vorliegende Ausfertigung des Bebauungsplanes entspricht der von der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Edermünde am 00.00.2019 beschlossenen Satzung. 

 
Edermünde, den __ ___ ___ ___ ___ ___  __ __ ____ __ ____ ___ ___ ___ ___ _ 
 Bürgermeister 

 
 

Bekanntmachung/ Inkrafttreten 
Der Satzungsbeschluss wurde am 00.00.2019 ortsüblich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung tri tt der Bebauungsplan mit örtl ichen Bauvorschriften gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Hinweis zur Bekanntmachung 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtl iche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungs- und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gem. § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtl ich werden, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründeten Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Dies gil t entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
Edermünde, den __ ___ ___ ___ ___ ___  __ __ ____ __ ____ ___ ___ ___ ___ _ 
 Bürgermeister 

 
 

Planunterlage 
Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und 
Bezeichnungen der Flurstücke mit dem 
Nachweis des Liegenschaftskatasters über-
einstimmen. 

 
Homberg (Efze), den ___ _____ ____ _____ _____ ____ ____  Amt für Bodenmanagement 
 Im Auftrag 

Festsetzungen des Bebauungsplanes gemäß § 9 
BauGB 

1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Die Teilgebietsfläche (TG) 1a wird em. § 11 Abs. 3 BauNVO als Sonstiges Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung Sportzentrum festgesetzt. 

2. Zulässige Nutzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Innerhalb der Teilgebiete sind folgende Nutzungen zulässig: 

TG 1 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Freizeitbad“ 
- Schwimmbadgebäude mit Umkleide, Sanitäranlagen, Kiosk 
- Schwimmbecken 
- Wasserspielflächen mit den dazugehörigen Technikanlagen 
- Technikgebäude für Wasserspielanlage 
- Anlagen und Einrichtungen, die der Eigenart des Teilgebietes entsprechen und 

der Versorgung, der Freizeitnutzung und sportlichen Zwecken dienen. 

TG 1a Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Sportzentrum“ 
- Fitness-Sportzentrum mit Sauna 
- Anlagen und Einrichtungen, die der Eigenart des Teilgebietes entsprechen und 

der Versorgung, der Freizeitnutzung und sportlichen Zwecken dienen. 

TG 2 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Skateranlage“ 
- Skateranlage 
- Anlagen und Einrichtungen, die der Eigenart des Teilgebietes entsprechen und 

der Versorgung, der Freizeitnutzung und sportlichen Zwecken dienen. 

TG 3 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Tennisanlage“ 
- Tennisanlage 
- Ballwand 
- Clubhaus mit Gastraum 
- Anlagen und Einrichtungen, die der Eigenart des Teilgebietes entsprechen und 

der Versorgung, der Freizeitnutzung und sportlichen Zwecken dienen. 

TG 4 Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Öffentlicher 
Parkplatz“ 

3. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

3.1 Grundfläche (§ 19 BauNVO) und Geschossfläche (§ 19 BauNVO) 
Innerhalb der Teilgebiete 1, 1a, 2 und 3 werden folgende maximal zulässige Zahlen 
festgesetzt: 

TG 1 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Freizeitbad“ 

Grundfläche (GF) für Hochbauten: 650 m² 
Grundfläche (GF) für Betriebsflächen/ Nebenanlagen 1.300 m² 

TG 1a Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Sportzentrum“ 

Grundfläche (GF) für Hochbauten: 1.550 m² 
Grundfläche (GF) für Betriebsflächen/ Nebenanlagen 150 m² 

TG 3 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Tennisanlage“ 

Grundfläche (GF) für Hochbauten: 200 m² 
Grundfläche (GF) für Betriebsflächen/ Nebenanlagen 450 m² 

TG 3 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Tennisanlage“ 

 

3.2 Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen 
gem. § 16 (2) 4 BauNVO wird festgesetzt auf: 
Für bauliche Anlagen innerhalb der TG 1, 1a und 3 die maximal zulässige bergsei-
tige Traufhöhe (TH) in Meter wie folgt festgesetzt: 

TG 1 Freizeitbad 4,00 m 
TG 1a Sportzentrum 6,00 m 
TG 3 Tennisanlage 3,00 m 

Photovoltaikanlagen (Solarstrom) und Solarthermie-Anlagen (Warmwasserversor-
gung) dürfen die festgesetzten Firsthöhen für bauliche Anlagen nicht überschreiten. 

Bezugspunkt der Traufhöhe 
Die zulässige bergseitige Traufhöhe wird von der Oberkante der vorhandenen, na-
türlichen Geländehöhe im senkrechten Schnittpunkt mit Außenwand und Dachhaut 
gemessen. Als natürliches Gelände gilt die Grundstückstopografie vor Beginn jegli-
cher Bauarbeiten. 

4. Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
Für die Teilgebietsflächen 1 und 1a wird gemäß § 22 (4) BauNVO eine abweichen-
de Bauweise festgesetzt. Es können Gebäude ohne Längenbeschränkung in offe-
ner Bauweise errichtet werden. 
Für die Teilgebietsfläche 3 wird gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO eine offene Bauweise 
festgesetzt. 

5. Überbaubare Grundstücksflächen gem. § 23BauNVO 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 

Innerhalb der nicht überbaubaren Teilgebietsflächen werden Nebenanlagen gemäß 
14 BauNVO zugelassen, die der Zweckbestimmung der ausgewiesen Flächen ent-
sprechen. 

6. Verkehrsflächen gem. § 9 (1) 11 BauGB 
Im zeichnerischen Teil  des Bebauungsplanes sind die vorhandenen Verkehrsflä-
chen dargestellt. 
Die Teilgebietsfläche 4 wird als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „öffent-
liche Parkfläche“ festgesetzt. 

7. Versorgungsleitungen gem. § 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB  
Im östlichen Randbereich der Teilgebietsfläche 4 verlaufen eine Kabelschutzrohran-
lage mit einliegenden Lichtwellenkabeln der GasLiNE mbH & Co.KG, Straelen so-
wie eine Wassertransportleitung DN 200 des Wasserverbandes Gruppenwasser-
werk Fritzlar-Homberg. Zum Schutz und Unterhaltung der Leitungen wird für die 
Kabelschutzanlage ein 2,0 m breiter und für die Wassertransportleitung ein 6,0 m 
breiter Schutzstreifen ausgewiesen. Die Schutzstreifen, die in der Planzeichnung 
dargestellt sind, dürfen nicht überbaut oder mit Bäumen bepflanzt werden darf. 

8. Grünflächen gem. § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB  
Für die Grünflächen TG 1, TG 2 und TG 3 werden die folgenden Zweckbestimmun-
gen festgesetzt. Die innerhalb der Grünflächen zulässigen Nutzungen sind unter 
Ziffer 2 „Zulässigkeit von Nutzungen“ festgesetzt. 

TG 1 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Freizeitbad 
Vorhandene Baum- und Gehölzbestände sind dauerhaft zu erhalten. Bei 
Abgang oder im Falle der Fällung sind die Bäume durch standortgerechte 
Laubbäume zu ersetzen. 
Die im Plan dargestellten Bindungen für Baumstandorte sind verbindlich und 
im Rahmen der Planung zu berücksichtigen. Der Stammumfang (STU) 
muss mindestens 14/ 16 cm betragen. Der jeweilige Standort kann gegen-
über der Plandarstellung um  1,5 Meter versetzt werden. 

TG 2 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Skateranlage 
Der vorhandene Baum- und Gehölzbestand im Randbereich der Skateran-
lage ist dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang oder im Falle der Fällung sind die 
Bäume durch standortgerechte Laubbäume zu ersetzen. Die Gehölze tra-
gen zur Einbindung der Freizeitanlage, zur Förderung der Artenvielfalt sowie 
des Artenschutzes bei. 

TG 3 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Tennisanlage 
Der vorhandene Baum- und Gehölzbestand im östlichen und nördlichen 
Randbereich der Tennisanlage ist dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang oder 
im Falle der Fällung sind die Bäume durch standortgerechte Laubbäume zu 
ersetzen. Die Gehölze tragen zur Einbindung der Freizeitanlage, zur Förde-
rung der Artenvielfalt sowie des Artenschutzes bei. 

9. Umgrenzung von Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen 
gem. § 9 (1) 16 BauGB 
Gemäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 23 Hessisches Wassergesetz 
(HWG) sind die Gewässerrandstreifen im Bereich des Pilgerbach und des Glisborn 
in einer Tiefe von 10,0 m von jeglicher Bebauung, Flächenbefestigungen, Auffüllun-
gen und Einfriedungsanlagen freizuhalten. Das Maß bezieht sich auf die Gewäs-
serböschungsoberkante 

10. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze 
gem. § 9 (1) 22 BauGB 
Die im Bereich der Teilgebietsfläche 3 bestehende private Stellplatzanlage (St) 
steht den Mitgliedern und Besucher der Tennisanlage zur Verfügung. 

Rechtsgrundlagen in der gültigen Fassung: 
- Baugesetzbuch (BauGB) - Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
- Planzeichenverordnung (PlanzV) - Hessische Bauordnung (HBO) 
- Hessische Gemeindeordnung (HGO) 
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. dem Hess. Ausführungsgesetz zum 

BNatSchG (HAGBNatSchG) 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 

11. Örtliche Bauvorschriften gem. 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung 
mit § 91 Hessische Bauordnung 

11.1 Dächer 

Dachneigung 
Die zulässige Dachneigung für Hauptgebäude wird festgesetzt auf: 
Freizeitbad (TG 1) und Sportzentrum (TG 1a) 0 – 15° 

Tennisanlage (TG 3) 0 – 25° 

Für untergeordnete Nebengebäude und Garagen gelten die Dachneigungen nicht. 

11.2 Anlagen zur solaren Energienutzung 

Anlagen zur solaren Energienutzung sind grundsätzlich zulässig. 

11.3 Oberflächenbefestigung 

Stellplätze, Wege und sonstige Grundstücksfreiflächen sind so herzustellen, dass Re-
genwasser versickern kann (z.B. seitlich in angrenzende Grünflächen oder in Form von 
Pflasterbelägen mit breiten Fugen, wie z. B. „Ökopflaster“). Eine Befestigung mit Beton 
oder Asphalt wird nicht zugelassen. 

12. Hinweise 

12.1 Sicherung von Bodendenkmälern 
Bodendenkmäler sind gemäß dem „Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmäler“ (Denkmal-
schutzgesetz - DSchG) unter Schutz gestellt. Wer bei Erdarbeiten Bodendenkmäler und 
Kleindenkmäler (historische Grenzsteine o. ä.) entdeckt oder findet, hat dies gem. § 21 
Hess. Denkmalschutzgesetz (HDSchG) unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpfle-
ge, Archäologische Denkmalpflege und der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzei-
gen. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigne-
ter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 

12.2 Schutz des Mutterbodens 
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesent-
lichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist im nutzbaren 
Zustand zu erhalten und an geeigneten Stellen, vorzugsweise auf den Grundstücken, zu 
verwenden. 

12.3 Verwertung von Erdaushub 
Der im Plangebiet durch Baumaßnahmen beanspruchte Oberboden ist so weit wie mög-
lich zu sichern, bis zur Wiederverwendung in Mieten zu lagern und nach Abschluss der 
Baumaßnahmen innerhalb der gebietsbezogenen Freianlagengestaltung naturnah ein-
zuarbeiten. 

Bei der Verwertung des im Rahmen der Erschließungs- bzw. Bauarbeiten anfal lenden 
Erdaushubs sind die Randbedingungen der „Handlungsempfehlung zur rechtlichen Beur-
teilung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringen von Bodenmaterial auf Böden“ 
vom 27.10.2015 (StAnz. Nr. 46/2015, S. 1150) zu beachten. 

Für überschüssiges Bodenmaterial von mehr als 600 m³ Menge ist nach § 4 Abs. 3 
HAltBodSchG in Verbindung mit § 12 BBodSchV seitens des Maßnahmeträgers oder 
dessen Beauftragten vorab ein Anzeigeverfahren bei der unteren Bodenschutzbehörde 
des Schwalm-Eder-Kreises durchzuführen.  


